Ein freies Wahlgesetz für Südtirol
Auf der Grundlage des neuen Autonomiestatutes kann das Land Südtirol sich ein eigenes Wahlgesetz geben. Bis zum Inkrafttreten eines neuen, bleiben die Regelungen des gelten​den regionalen Wahlgesetzes in Kraft. Bindend beibehalten wird für das Land Südtirol das Verhältniswahlrecht. Somit sind, über die formale Adaptierung hinaus, keine großen Ände​rungen zu erwarten. Für die Bevölkerung ist es jedoch eine bisher nicht dagewesene Gelegenheit grundsätzlich eine freiere Form des Wählens vorzusehen. 

Die Merkmale eines als unfrei zu bezeichnenden Wahlgesetzes:

1. Im Wesentlichen ist der Wähler darin unfrei, daß er eine Liste wählen muß und nicht nach Gutdünken seine Stimme frei auf Kandidaten auch verschiedener Listen vertei​len kann. Während einzelne Kandidaten viel spezifischer den Vorstellungen des Wählers von der Politik, die er sich wünscht, entsprechen können, gibt eine Partei wenig Gewähr in den einzelnen Bereichen politischen Handelns den Erwartungen des Wählers zu entsprechen. Wird in erster Linie eine Partei gewählt, dann hat die Partei den Vorrang vor dem politischen Vertreter und wird sie mit dem Fraktions​zwang jede Gewähr nehmen dafür, daß der einzelne politische Vertreter frei nach seinem Gewissen entscheidet. Damit kann der Wähler noch weniger davon aus​gehen, daß der politische Vertreter, dem die Vorzugsstimme gegeben worden ist, sich politisch so verhält, wie der Wähler es sich aufgrund, dessen, was er von dieser Person weiß, erwartet.

2. Die Wahl ist weiters nicht frei, weil es dem Großteil der Wähler vorenthalten ist, sich an der Auswahl derer, die als Kandidaten zur Wahl stehen sollen, zu beteiligen. Das ist nicht nur so für alle, die keiner Partei angehören – und das ist die Mehrheit der Bevölkerung – sondern das gilt auch für die übergroße Mehrzahl der Parteimit​glieder, an deren Stelle Parteigremien die Nominierung von Kandidaten vorneh​men.

3. Die wenigen, die sich an der Auswahl der Kandidaten beteiligen können, haben mit ihrem zusätzlichen Auswahlrecht mehr Möglichkeit auf die Politik Einfluß zu neh​men, als die übergroße Mehrheit, die davon ausgeschlossen ist. Damit ist das Prinzip der Gleichheit der Wahl verletzt.

4. Nicht frei ist die Wahl auch damit, daß der gewählte Kandidat das Recht erwirbt, unabhängig von seinem politischen Handeln und Verhalten, eine ganze Legislatur lang sein Mandat auszuüben. Die Freiheit der Wahl besteht auch darin, sie jederzeit rückgängig machen zu können, wenn die Berechtigung für die Ausübung des Mandats nicht mehr gegeben scheint.

Die aufgezählten Auswirkungen des Listenwahlrechtes und die Tatsache, daß ein Kandidat nicht allein aufgrund dessen, wofür er in der Gesellschaft bekannt ist, gewählt wird, sondern seine Berechtigung zum Einen durch seinen Anspruch auf eine Kandidatur und zum Anderen durch die Nominierung aus Parteiinteresse erwirbt, beinhalten die Gefahr, daß Personen zum Zuge kommen, die sich den angenommenen Erwartungen der Wähler entsprechend inszenieren und sich so produzieren, wie sie glauben am meisten Chancen zu haben, gewählt zu werden. Damit findet aber im Gegensatz zum Anspruch der parlamentarischen Demokratie eine negative Selektion statt. Innerhalb eines solchen Systems kommen vor allem parteiabhängige Politkarrieristen zum Zuge und nicht gesell​schaftspolitische gereifte Persönlichkeiten.

Die Wesensmerkmale eines freieren Wahlgesetzes

Je mehr eine demokratische Ordnung darauf beruht, die gesamte Zuständigkeit und Ver​antwortung einigen wenigen Vertretern zu übertragen, um so mehr bestimmt das System, nach dem diese Auswahl stattfindet, darüber, wie demokratisch diese Ordnung ist. Sie ist aber zweifellos um so demokratischer je mehr Menschen sich an der Auswahl derer, denen politische Verantwortung übertragen werden soll, beteiligen können und je freier sie dabei sind.

1. Eine freie Wahl hat zur Voraussetzung die Möglichkeit des Wählers die Auswahl mitbestimmen zu können. Das heißt, daß die Kandidatennominierung nicht den Parteien überlassen werden darf, sondern, daß alle Bürger die Möglichkeit haben müssen, parteiunabhängig jenen Personen das Recht auf Kandidatur zu geben, denen sie ihr Vertrauen schenken. Konkret würde das bedeuten, daß beispielsweise die Hälfte (oder z.B. eine Zahl, die dem perzentuellen Anteil von Parteimitgliedern in der gesamten Wählerschaft entspricht) der Kandidaten von den Parteien und die andere Hälfte parteiunabhängig von den Wählern (Parteimitglieder und Parteilose) nominiert werden können. Nominiert wird, wer eine Mindestanzahl von Nominie​rungen erreicht. Die in einer Art Vorwahl nominierten Personen sollten sich entwe​der in einer freien Liste der Wahl stellen oder sich einer Parteiliste anschließen können.

2. Frei ist eine Wahl weiters dann, wenn die Wähler die Kandidaten unabhängig von ihrer Listenzugehörigkeit wählen können, die Wähler nicht zwischen Parteien, son​dern zwischen Personen, die sie als ihre Vertreter wollen, wählen können. Die Wähler wählen Volksvertreter, nicht Parteienvertreter. Am naheliegendsten wäre es, wenn jeder Wähler unter der großen Auswahl der Partei- und der freien Wählerno​minierungen so viele Kandidaten auswählen könnte, wie Sitze im Vertretungsorgan vorgesehen sind, so daß sich also jeder Wähler seine eigene Versammlung zusam​mensetzt. In Betracht zu ziehen wäre auch das Recht, seine Stimmen auf eine oder mehrere Personen zu konzentrieren (kumulieren).

3. Die Stärke einer Partei muß damit aus der Anzahl der für ihre Kandidaten abgege​benen Stimmen resultieren und nicht die Zahl der gewählten Kandidaten von den für eine Partei abgegebenen Stimmen.

4. Zu verifizieren und zu überlegen wäre auch die Möglichkeit, daß die Wähler selbst die Regierungsmannschaft zusammenstellen.

5. Damit die Legislative unbeeinträchtigt und in vollem Umfang Kontrolle über die Exekutive ausüben kann, müssen die beiden Instanzen rigoros getrennt sein, d.h. die Mitglieder der Regierung dürfen nicht zugleich Mitglieder des Vertretungs​organes sein.

Una legge elettorale più libera per i cittadini e le cittadine

Sulla base del nuovo Statuto di autonomia la Provincia autonoma si potrà dare una propria legge elettorale. Fino all’entrata in vigore di una nuova legge rimangono valide le regole dell’attuale legge elettorale regionale. Verrà mantenuto in modo vincolato il sistema proporzionale. Non sono attendibili grosse modifiche tranne gli adeguamenti formali. Per la popolazione però si presenta un’occasione finora sconosciuta: quella di rivendicare una forma più libera del voto elettorale. 

Le caratteristiche dell‘attuale legge elettorale alquanto limitante per i cittadini

1. La limitazione per l’elettore consiste essenzialmente nella costrizione di dover votare candidati di una sola lista e di non poter distribuire liberamente le preferenze su tutti i candidati che si presentano alle elezioni. Mentre è molto più semplice rapportare la linea politica di singoli candidati alle aspettative degli elettori, non si ha nessuna garanzia che l'operato politico dei partiti riguardo a specifiche questioni risponda alle attese di chi li ha votati. Votando in primo luogo un partito, esso avrà la prevalenza sul rappresentante politico e renderà con il vincolo di partito irrisoria l’idea che il singolo rappresentante possa attenersi alla sua libera coscienza. Diventa così pura illusione che il rappresentante politico possa agire secondo le attese dell’elettore che l’ha votato in base a ciò che sapeva di lui.

2. L’elezione inoltre non è libera, in quanto all’elettorato rimane preclusa la partecipazione alla scelta di coloro che si presenteranno come candidati alle elezioni. Questo non vale solo per coloro che non aderiscono a un partito – che comunque formano la maggioranza della popolazione ‑ ma anche per la stragrande maggioranza degli iscritti a partiti poiché sono i vertici del partito a scegliere i candidati al posto di detta maggioranza.

3. L’esigua minoranza di persone che ha la possibilità di partecipare alla selezione dei candidati, ha con questo diritto di scelta una possibilità rilevante in più di agire politicamente rispetto alla stragrande maggioranza della popolazione alla quale questo diritto è precluso. Con ciò è leso il diritto di uguaglianza che dovrebbe caratterizzare il diritto di voto.

4. Non si può definire libero l’attuale diritto al voto anche per il fatto che il candidato acquisisce con la sua elezione il diritto di esercitare, indipendentemente dalle sue azioni e dal suo comportamento politico, il suo mandato per l’intera legislatura. La libertà di voto consiste anche nella possibilità di revoca del mandato quando non sembra più esistere legittimità per esercitarlo.

Le implicazioni elencate del sistema elettorale basato sulle liste, e il fatto che il candidato non venga tanto nominato per le sue facoltà e capacità note alla società, bensì per la sua stessa aspirazione al mandato – da una parte ‑ e  da una legitimazione derivante da un interesse partitico ‑ dall’altra ‑ comporta il rischio che abbiano successo piuttosto persone con la facoltà di presentarsi in modo da corrispondere alle aspettative degli elettori così da sembrare la scelta giusta.  Di conseguenza, in contraddizione con l’enunciazione basilare della democrazia parlamentare, vige il grosso pericolo di una selezione negativa. In un sistema siffatto sono in primo luogo i carrieristi politici dipendenti da partiti che prevalgono e non le personalità maturate in un impegno politico-sociale all’interno della società.

Le caratteristiche di una legge elettorale più libera
Più un ordinamento democratico è basato sulla delega di competenza e responsabilità a pochi rappresentanti politici più il modo nel quale avviene questa delega determina la democraticità di questo ordinamento. È fuori dubbio che quante più persone possano partecipare alla scelta di coloro che si presenteranno al voto per assumere responsabilità politica, e quanto più esse siano libere di conferire loro tale diritto, tanto più ne trarrà giovamento la qualità democratica dell'ordinamento.

1. Un voto libero ha come presupposto la possibilità dell’elettore di poter determinare le proprie scelte. Ciò significa che la nomina dei candidati non può essere di esclusiva competenza dei partiti ma che tutti i cittadini debbano poter conferire, in modo indipendente dai partiti, il diritto di candidare a coloro dai quali si vedrebbero ben rappresentati. Concretamente questo potrebbe significare che per esempio la metà (o anche un numero corrispondente alla percentuale di membri di partito calcolata sull’elettorato) dei candidati venga nominata dai partiti e l’altra metà in forma libera dagli elettori (membri di partito e non). Viene nominato chi può presentare un numero minimo di nomine. Le persone che sono nominate in una specie di primarie, si potranno presentare su una lista sciolta o riversarsi su una delle liste di partito.

2. Un voto è espresso liberamente se gli elettori possono eleggere candidati indipenden​temente dalla loro appartenenza a una determinata lista, se gli elettori non sono quin​di costretti a scegliere tra partiti(dovendo alla fine votare un solo partito), ma possono scegliere persone come rappresentanti. Gli elettori devono poter eleggere i loro rap​presentanti e non i rappre​sentanti dei partiti. Sarebbe cosa più logica se ogni elettore potesse scegliere, tra tutti i candidati nominati dai partiti e nominati dai cittadini, tanti candidati quanti seggi sono previsti nell'organo di rappresentanza, in modo che ogni elettore potesse indicare la conformazione dell’assemblea da luipreferita. Sarebbe anche da prendere in considerazione il diritto di riversare più preferenze su una o più persone (cumulare).

3. Quanto sia rappresentato un partito, dovrebbe poter essere stabilito in funzione del numero di voti espressi per i propri candidati e non in dipendenza del numero dei candidati eletti in seguito ai voti ricevuti dallo stesso partito.

4. Sarebbe da prendere in considerazione e da verificare la possibilità per l’elettorato di indicare con il proprio voto anche la squadra di governo.

5. Affinché il potere legislativo possa svolgere in modo indipendente e incondizionato il pieno controllo sull’operato del potere esecutivo i due poteri devono essere rigorosamente separati. Ciò significa che i membri del governo non dovranno essere nello stesso tempo membri dell’organo legislativo.

Il modo di procedere per la elaborazione di una legge elettorale libera

1. La posizione descritta va valutata dal gruppo di lavoro per la legge elettorale (Guido Denicolò, Patrizia Gentile, Sergio Gerotto, Gianni Lanzinger, Francesco Palermo, Jens Woelk) in tutti i suoi aspetti come per esempio nella sua praticabilità e nelle sue conseguenze pratiche e in caso modificata e adeguata (questo sarebbe bene se avenisse prima dell’Assemblea dei soci che si svolgerà presumibilmente il 21.4).

2. Sarà poi l’Assemblea dei soci a decidere, in base a uno schizzo di proposta, a favore di tale legge, se vorrà portare avanti un tale progetto.

3. Elaborazione di una proposta dettagliata che dovrà essere portata a conoscenza di tutti i settori della società interessata per essere ampiamente discussa.

4. Se la proposta riscontra abbastanza consenso si dovrà cercare per essa il più vasto sostegno possibile.

5. In seguito si potrà presentare una proposta di legge di iniziativa popolare a favore di un voto più libero dei cittadini dell'Alto Adige.
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